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Mandanteninformationen für Unternehmer              Mai 2025 
 

Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. 
Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 
Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte 
anzusprechen, wir beraten Sie gerne. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Anwendungsschreiben zur neuen Kleinunternehmerbesteuerung 
 
Das Bundesfinanzministerium hat ein umfassendes Schreiben zur 

Kleinunternehmerbesteuerung veröffentlicht.  

Hintergrund  

Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurde die sogenannte Kleinunternehmerbesteuerung 

zum 1. Januar 2025 reformiert. Mit der Reform werden Vorgaben der Europäischen Union 

(EU) umgesetzt.  

Wichtige Grundsätze  

Die Finanzverwaltung hat nun in einem umfangreichen Schreiben Stellung bezogen und den 

Umsatzsteuer-Anwendungserlass entsprechend geändert. Dabei wird u.a. auf folgende neue 

Grundsätze ausführlich eingegangen:  

Umsätze von Kleinunternehmern sind künftig grundsätzlich von der Umsatzsteuer befreit. 

Neu ist auch, dass diese Regelung nicht nur für Unternehmer gilt, die in Deutschland ansässig 

sind. Auch  

Unternehmer aus anderen Ländern der Europäischen Union können die deutsche 

Kleinunternehmerregelung nutzen, wenn sie die dafür notwendigen Voraussetzungen 

erfüllen. 

Zusätzlich wird ein besonderes Meldeverfahren eingeführt, das es deutschen 

Kleinunternehmern ermöglicht, auch in anderen EU-Mitgliedstaaten die dort geltende 

Kleinunternehmerregelung zu verwenden. Damit können sie unter bestimmten 

Voraussetzungen von Steuerbefreiungen auch im Ausland profitieren. 

Sonderregelungen gelten bei der Rechnungsstellung von Kleinunternehmern. 

Kleinunternehmer sind grundsätzlich nicht verpflichtet, E-Rechnungen auszustellen. Allerdings 

müssen auch sie bestimmte Rechnungspflichtangaben beachten.   



Für Unternehmer, die bereits vor dem 1. Januar 2025 erklärt haben, dass sie auf die 

Anwendung der Kleinunternehmerregelung verzichten, gilt weiterhin eine Bindungsfrist. Sie 

bleiben an ihren Verzicht mindestens fünf Kalenderjahre gebunden. Die Frist ist vom Beginn 

des ersten Kalenderjahres an zu berechnen, für das die abgegebene Erklärung gilt.  

 

2. Aufwandsentschädigung: Steuerfrei oder nicht? 
 
In einem aktuellen Fall ging es darum, ob die Aufwandsentschädigungen, die die 

Klägerin in den Streitjahren als Sonderbetriebseinnahmen erfasst hatte, steuerfrei sind. 

Hintergrund 

Die Klägerin war eine GbR und Freiberufler-Sozietät. Ein Mitgesellschafter der Klägerin war in 

den Streitjahren ehrenamtlich als Präsident einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

(KdöR) tätig. Er erklärte die erhaltenen Aufwandsentschädigungen ursprünglich im Rahmen 

seiner Einkommensteuererklärungen für die Streitjahre und machte dort geltend, sie seien als 

steuerfrei anzusehen. 

Das Finanzamt hat die Entschädigungen teilweise als steuerfrei anerkannt, jedoch nicht in 

voller Höhe. Die Klägerin argumentiert, dass die Entschädigungen gemäß § 3 Nr. 12 Satz 2 

EStG vollständig steuerfrei sein sollten, da sie durch die ehrenamtliche Tätigkeit veranlasst 

sind. 

Das Finanzgericht hat die Klage abgewiesen, da es die Entschädigungen als vergleichbar mit 

Verdienstausfallentschädigungen ansieht, die nicht steuerfrei sind.  

Die Klägerin hat daraufhin Revision eingelegt, um die vollständige Steuerfreiheit der 

Entschädigungen zu erreichen.  

Entscheidung  

Die Revision ist begründet. Die als Sonderbetriebseinnahmen erfassten 

Aufwandsentschädigungen wurde zu Unrecht nicht in voller Höhe als steuerfrei behandelt. 

Nach § 3 Nr. 12 Satz 2 EStG sind Zahlungen steuerfrei, wenn sie als Aufwandsentschädigung 

aus öffentlichen Kassen an Personen geleistet werden, die öffentliche Dienste ausführen. 

Diese Zahlungen sind steuerfrei, solange nicht festgestellt wird, dass sie für Verdienstausfall 

oder Zeitverlust gewährt werden oder den Aufwand, den der Empfänger hat, deutlich 

übersteigen. In dem konkreten Fall wurde festgestellt, dass die Aufwandsentschädigungen 

den ersetzbaren Aufwand nicht übersteigen und daher vollständig steuerfrei sind. Sie sind 

auch keine Entschädigungen für Verdienstausfall oder Zeitverlust. 

Die Steuerfreiheit wird nur dann nicht gewährt, wenn der tatsächliche Aufwand offensichtlich 

geringer ist als die Entschädigung. Eine genaue Berechnung ist im Einzelfall grundsätzlich 

nicht erforderlich. Bei der Überprüfung soll nicht kleinlich vorgegangen werden, und dem 

Empfänger wird kein detaillierter Nachweis abverlangt. 

Es wurde bisher verkannt, dass auch die Betriebsausgaben im Gesamthandsvermögen der 

Klägerin durch die ehrenamtliche Tätigkeit in hinreichender Weise veranlasst sind und daher 

Gegenstand einer steuerfreien Aufwandsentschädigung sein können. 

Es wurde bereits dargelegt, dass die Aufwandsentschädigung, die ein Mitunternehmer als 

Präsident einer Berufskammer erzielt, durch dessen mitunternehmerische Tätigkeit 

veranlasst ist und bei direkter Auszahlung an den Mitunternehmer zu dessen 

Sonderbetriebseinnahmen gehören.  



Die Zuordnung der Aufwandsentschädigung zu den Sonderbetriebseinnahmen beruht hierbei 

auf der Annahme, dass der ehrenamtlich Tätige seine Arbeitskraft und Arbeitszeit ansonsten 

der mitunternehmerischen Tätigkeit widmen würde und die Aufwandsentschädigung die 

Nachteile und Einnahmenausfälle der Mitunternehmerschaft ausgleichen soll, die sich aus der 

ehrenamtlichen Tätigkeit des Mitunternehmers ergeben. 

 

3. Darlehensverzinsung unter nahen Angehörigen 
 
Darlehensverträge zwischen nahen Angehörigen, wie Eltern und Kindern, sind eine 

beliebte Methode, um Steuern zu sparen. Durch solche Verträge können Zinsen an 

Familienmitglieder gezahlt werden, statt an eine Bank. Wenn das Darlehen jedoch 

zinslos gewährt wird, spielt der Nachweis der Zinsvereinbarung eine wichtige Rolle. Das 

bedeutet, dass es entscheidend ist, zu zeigen, dass das Darlehen tatsächlich verzinst 

werden sollte. 

Hintergrund 

Die Klägerin verlangte von ihrem Vater die Rückzahlung eines im Jahr 1993 in Höhe von 

60.000,00 DM gewährten und im Jahr 2022 gekündigten Darlehens. Streitig ist zwischen den 

Parteien daher, ob und wenn ja, in welcher Höhe, das Darlehen verzinst war.  

Die Klägerin hat gegen das Urteil der Vorinstanz Berufung eingelegt, weil sie mit der 

angenommenen Beweislastverteilung nicht einverstanden ist. Sie argumentiert, dass der 

Vater keinen Beweis dafür erbracht hat, dass das Darlehen zinslos sein sollte. Daher müsse 

man davon ausgehen, dass das Darlehen verzinst werden sollte. In der Familie sei es unüblich, 

auf Zinsen zu verzichten, wenn keine klaren Beweise vorliegen.  

Hinweis: Voraussetzung für eine steuerrechtliche Anerkennung von Darlehensbeziehungen 

zwischen nahen Angehörigen ist, dass der Darlehensvertrag zivilrechtlich wirksam 

geschlossen worden ist und tatsächlich wie vereinbart durchgeführt wird. Hierbei müssen 

Vertragsinhalt und Durchführung grds. dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen 

(Fremdvergleich). 

Entscheidung  

Die Berufung hat in der Sache keine Aussicht auf Erfolg. 

Im Zivilrecht gibt es das sog. Beweislastprinzip. Es besagt, dass die Person, die eine 

rechtliche Folge will, beweisen muss, dass die Voraussetzungen dafür vorliegen. Derjenige, 

der einen Anspruch hat, muss die Tatsachen beweisen, die seinen Anspruch begründen. Der 

Gegner muss dagegen beweisen, dass es Tatsachen gibt, die den Anspruch verhindern oder 

aufheben. Wenn jemand die Rückzahlung eines Darlehens verlangt, muss er beweisen, dass 

es eine Vereinbarung über das Darlehen gab. 

Wenn ein Darlehen zwischen Familienangehörigen ohne Zinsen gegeben wird, ist die Frage 

der Zinsen wichtig für den Fremdvergleich. Geschäftsbeziehungen zwischen einem 

Steuerpflichtigen und einer ihm nahestehenden Person werden danach beurteilt, ob sie sich 

wie unabhängige Dritte verhalten. Ein ordentlicher Geschäftsleiter würde den 

Fremdvergleichspreis sorgfältig aus verfügbaren Daten ableiten. 

Der Darlehensgeber muss beweisen, dass das Darlehen verzinslich war. Bei Darlehen unter 

Verwandten kann nicht automatisch davon ausgegangen werden, dass Zinsen vereinbart 

wurden. 



Hinweis: Hinweis: Wenn die Geldgabe an einen Angehörigen davon abhängt, dass er das 

Geld als Darlehen zurückgibt, wird dies steuerlich nicht als Schenkung oder Darlehen 

anerkannt. 

 

4. Schwangere Arbeitnehmerinnen dürfen später gegen Kündigung 
 vorgehen 
 
Schwangere Arbeitnehmerinnen genießen besonderen Kündigungsschutz. Doch was 

passiert, wenn eine Frau erst nach Ablauf der Klagefrist sicher von ihrer 

Schwangerschaft erfährt? Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat nun klargestellt: In 

solchen Fällen kann die Kündigungsschutzklage auch nachträglich noch zugelassen 

werden. 

Hintergrund 

Bei einer Kündigungsschutzklage ist eine Frist von drei Wochen zu beachten. Innerhalb 

dieser Zeit muss die Klage eingereicht werden. Doch wenn die Betroffene schuldlos erst später 

von ihrer Schwangerschaft erfährt, kann das Gericht eine Ausnahme machen – so wie in einem 

aktuellen Fall. 

Worum ging es? Die Arbeitnehmerin wurde von ihrem Arbeitgeber gekündigt, ohne dass 

dieser von ihrer bestehenden Schwangerschaft wusste. Zwar führte die Frau kurz darauf 

einen Schwangerschaftstest mit positivem Ergebnis durch und bemühte sich direkt um einen 

Arzttermin – diesen bekam sie jedoch erst einige Wochen später. Erst beim Arzt wurde ihre 

Schwangerschaft sicher festgestellt, da der frühe Test allein nicht ausreichte. Die Klage reichte 

sie deshalb verspätet ein und bat um nachträgliche Zulassung. 

Entscheidung 

Das BAG entschied, dass die Klage nachträglich zugelassen werden kann, weil die Frau 

nichts für die späte Kenntnis von ihrer Schwangerschaft konnte. Die Kündigung ist damit 

unwirksam. Für Schwangere gilt ein besonderer Kündigungsschutz.  

 

5. Überstunden bald steuerfrei? 
 
Fast die Hälfte der Arbeitnehmer leisten regelmäßig Überstunden, vor allem im 

Homeoffice. Und bisher wird ein erheblicher Anteil der Stunden nicht vergütet. Doch 

könnten Überstundenzuschläge bald steuerfrei sein?  

Überstunden sind in vielen deutschen Arbeitsverhältnissen an der Tagesordnung, u.a. auch 

im Homeoffice. Eine aktuelle Auswertung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) zeigt, 

dass etwa 44 Prozent der Beschäftigten regelmäßig Überstunden leisten. Rund ein Viertel 

arbeitet  

mehr als fünf Stunden pro Woche zusätzlich. Besonders auffällig: Der Anteil an 

Beschäftigten, die im Homeoffice arbeiten und Überstunden leisten, liegt mit 52 Prozent 

deutlich höher als bei denjenigen, die nicht im Homeoffice arbeiten (31 Prozent).  

Überstunden sind vor allem bei Beschäftigten zu beobachten, die unter hoher 

Arbeitsverdichtung und Zeitdruck stehen. Je stärker diese Faktoren ausgeprägt sind, desto 

häufiger wird zusätzlich gearbeitet. Kritisch wird es insbesondere, wenn Überstunden 48 

Stunden pro Woche überschreiten, da dann gesundheitliche Risiken drohen. 



Überstundenzuschläge bald steuerfrei?  

Überstunden werden auch in dem im April 2025 veröffentlichten Koalitionsvertrag von CDU, 

CSU und SPD thematisiert. Vorgeschlagen wird hierin: „Wer freiwillig mehr arbeiten will, soll 

mehr Netto vom Brutto haben. Wir stellen umgehend Überstundenzuschläge steuerfrei, die 

über die tariflich vereinbarte beziehungsweise an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit 

hinausgehen.“  

Sollte sich also die Bundesregierung entsprechend neu bilden und es zu dieser Regelung 

kommen, könnten Arbeitgeber künftig steuerfreie Überstundenzuschläge gewähren. 

Angesichts der Tatsache, dass viele Überstunden aktuell unbezahlt bleiben und Fachkräfte 

knapp sind, könnte dies eine attraktive Option für Unternehmen sein, um zusätzliche 

Arbeitsstunden zu fördern und gleichzeitig die Lohnnebenkosten zu optimieren. 

 

6. Bundesverfassungsgericht lehnt Verfassungsbeschwerde gegen 
           Solidaritätszuschlag ab 
 
Das Bundesverfassungsgericht hält den Solidaritätszuschlag nicht für 

verfassungswidrig.   

Hintergrund 

Seit 1995 erhebt der Staat einen Zusatzbeitrag zur Einkommensteuer und 

Körperschaftsteuer, um vor allem die Wiedervereinigung Deutschlands finanziell zu 

unterstützen. Durch das Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 wurde der 

Zuschlag im Jahr 2020 weiterhin in unveränderter Höhe erhoben. Ab dem Jahr 2021 wurde 

dann jedoch eine Freigrenze festgelegt, die dafür sorgt, dass nun etwa 90 Prozent der Bürger 

keinen Solidaritätszuschlag mehr zahlen müssen. Stattdessen gilt der Solidaritätszuschlag nur 

noch bei bestimmten Gruppen der Einkommensteuerpflichtigen und nach wie vor bei 

Körperschaftsteuerpflichtigen.  

Einige Politiker fanden, dass der Zuschlag nach dem Ende des Solidarpakts im Jahr 2019 

nicht mehr gerechtfertigt sei. Sie wandten sich deshalb an das Bundesverfassungsgericht. 

Außerdem argumentierten sie, das Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 

führe zu einer Ungleichbehandlung von verschiedenen Einkommensbeziehern. 

Entscheidung 

Das Gericht hat die Beschwerde abgewiesen und meint: Der Staat darf bei 

einem aufgabenbezogenen finanziellen Mehrbedarf des Bundes eine Ergänzungsabgabe 

erheben. Dies sei im Falle des Solidaritätszuschlags gegeben.  

Was bedeutet das Urteil? Der Solidaritätszuschlag bleibt weiterhin gültig. Die bisherige 

vorläufige Festsetzung durch die Finanzämter ist jetzt nicht mehr nötig.  

 


